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Jeder Mensch in unserem Land, der am 
24. Februar aufwachte und die Bilder 
sah von Raketeneinschlägen in Kiew, 
von Panzerkolonnen auf ukrainischen 
Straßen, von der russischen Invasion 
auf breitester Front – jeder, der mit die-
sen Bildern erwachte, wusste: An die-
sem Morgen war die Welt eine andere 
geworden.

Für niemanden ist der Schrecken die-
ses Morgens so entsetzlich wie für die 
Menschen in der Ukraine selbst. Mit ei-
nigen von ihnen saß ich am Dienstag in 
Korjukiwka, einer kleinen Stadt nahe der 
weißrussischen Grenze, zusammen in ei-
nem Luftschutzkeller. Diese Menschen 
erzählten mir ihre Geschichten, sie er-
zählten mir, wie dieser 24. Februar, wie 
der Schrecken des Krieges in ihr ganz 
normales Leben brach: der ungeheu-
re Lärm der Einschläge, der Rauch, das 
Feuer, ihre jähe, pure Angst – diese Frau-
en und Männer zitterten, als sie mir da-
von berichteten. Eine ältere Frau erzählte, 
wie sie mit ihrem Enkel die schier endlo-
se Kette von russischen Panzern, Lastern 

und Kriegsgerät vorbeirollen sah. Der En-
kel sah sie an und fragte: ‚Oma, müssen 
wir jetzt sterben?‘ Die Großmutter konn-
te ihm die Frage nicht beantworten – und 
das treibt ihr noch heute die Tränen in 
die Augen.

Meine Damen und Herren, jede und 
jeder von Ihnen erinnert sich an diesen 
24. Februar. Auch ich. Das Sirenenge-
heul und der dunkle Rauch über Kiew, die 
schrecklichen Bilder dieses Morgens, sie 
gingen mir unter die Haut. Sie markierten 
das endgültige, bittere Scheitern jahrelan-
ger politischer Bemühungen, auch meiner 
Bemühungen, genau diesen schrecklichen 
Moment zu verhindern.

Der 24. Februar war ein Epochenbruch. 
Er hat auch uns in Deutschland in eine 
andere Zeit, in eine überwunden geglaub-
te Unsicherheit gestürzt: 

eine Zeit, gezeichnet von Krieg, Gewalt 
und Flucht, von Sorge vor der Auswei-
tung des Krieges zum Flächenbrand in 
Europa. Eine Zeit schwerer wirtschaft-

licher Verwerfungen, Energiekrise und 
explodierender Preise. Eine Zeit, in der 
unser Erfolgsmodell der weltweiten ver-
netzten Volkswirtschaft unter Druck ge-
raten ist. Eine Zeit, in der gesellschaft-
licher Zusammenhalt, das Vertrauen in 
Demokratie, mehr noch: das Vertrauen 
in uns selbst Schaden genommen hat.

Politik kann keine Wunder vollbrin-
gen. Niemand, auch kein Bundespräsident, 
kann in dieser zutiefst unsicheren Zeit alle 
Sorgen nehmen. Im Gegenteil: Ich glaube, 
dass viele der Sorgen berechtigt sind. Wir 
erfahren die tiefste Krise, die unser wie-
dervereintes Deutschland erlebt.

Aber ich bin überzeugt: Wenn wir uns 
diesen Moment, diesen Epochenbruch be-
wusst machen, wenn wir uns einen Be-
griff machen von dem Zeitalter, das zu 
Ende gegangen ist, und dem neuen Zeit-
alter, das begonnen hat – dann schärfen 
wir unseren Blick für das, was jetzt von 
uns verlangt ist, und ich bin sicher: Dann 
müssen wir dieser neuen Zeit nicht angst-
voll und wehrlos entgegensehen.
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Die Jahre vor dem 24. Februar waren 
für Deutschland eine Epoche mit Rü-
ckenwind. Es waren Jahre, geprägt vom 
Glücksmoment der Deutschen Einheit, 
vom friedlichen Abzug der sowjetischen 
Truppen, vom Ende der Blockkonfron-
tation und dem Zusammenwachsen Eu-
ropas. Es waren Jahre der Friedensdivi-
dende, von der wir Deutsche in der Mitte 
des vereinten Europas reichlich profitiert 
haben.

Und: Unser eigenes deutsches Glück 
prägte unseren Blick auf die Welt. Wir 
setzten darauf, dass wir von Freunden 
umgeben und Krieg in Europa unvor-
stellbar geworden sei. Freiheit und De-
mokratie schienen überall auf dem Vor-
marsch, Handel und Wohlstand in alle 
Richtungen möglich.

Trotz aller Krisen jener Zeit und ob-
wohl nicht alles gelungen ist, was wir 
uns erhofft haben: Diese Jahre waren 
gute Jahre! Deutschland, ein Land mit 
dieser dunklen Geschichte, war hinein-
gewachsen in die Gemeinschaft der Staa-
ten, respektiert, sogar beliebt bei seinen 
Partnern, mit wachsenden Gestaltungs-
spielräumen und wachsender Verantwor-
tung in der Welt.

Und: Deutschland, ein Land so klein im 
Weltmaßstab und praktisch ohne eigene 
Ressourcen und Bodenschätze, war eine 
starke, moderne, global vernetzte Volks-
wirtschaft geworden – dank guter Bil-
dung und Ausbildung, der Bereitschaft 
zu Reformen und Handelsbeziehungen 
in die ganze Welt.

Deshalb sage ich: Diese Jahre mit Rü-
ckenwind, sie waren gute Jahre. Nichts ist 
uns in den Schoß gefallen. Wir haben ge-
arbeitet für Frieden und für Wohlstand. 
Wir haben auf internationale Kooperation 
gesetzt und nach Regeln gespielt.

Dann kam der 24. Februar. Am 24. Fe-
bruar hat Putin nicht nur Regeln gebro-
chen und das Spiel beendet. Nein, er hat 
das ganze Schachbrett umgeworfen!

Russlands brutaler Angriffskrieg in der 
Ukraine hat die europäische Sicherheits-
ordnung in Schutt und Asche gelegt. In 
seiner imperialen Besessenheit hat der 
russische Präsident das Völkerrecht ge-
brochen, Grenzen in Frage gestellt, Land-
raub begangen. Der russische Angriff ist 
ein Angriff auf alle Lehren, die die Welt 
aus zwei Weltkriegen gezogen hatte.

Heute sind diese gemeinsamen frie-
densstiftenden Lehren verblasst. An die 
Stelle des Austauschs, der Suche nach 
Verbindendem tritt mehr und mehr das 
Ringen um Ideologie und Dominanz. 
Chinas wirtschaftlicher und politischer 
Machtanspruch ist darin ein wichtiger 
Faktor. Dieses Ringen wird die Zukunft 
der internationalen Beziehungen auf Sicht 
prägen. Die traurige Wahrheit ist leider: 
Die Welt ist auf dem Weg in eine Pha-
se der Konfrontation – obwohl sie doch 
dringender denn je auf Kooperation an-
gewiesen wäre. Klimawandel, Artenster-
ben, Pandemien, Hunger und Migration 
– nichts davon lässt sich lösen ohne die 
Bereitschaft und den Willen zu interna-
tionaler Zusammenarbeit. Das Bemühen 
darum darf die Welt – trotz Krieg und 
Krise – nicht aufgeben!

Was bedeutet das für uns in Deutsch-
land? Es kommen härtere Jahre, raue Jah-
re auf uns zu. Die Friedensdividende ist 
aufgezehrt. Es beginnt für Deutschland 

eine Epoche im Gegenwind.

Um in dieser Zeit zu bestehen, können 
wir auf die Kraft und Stärke bauen, die 
wir uns in den vergangenen Jahren erar-
beitet haben. Und helfen werden uns Er-
fahrungen, die wir bei der Überwindung 
anderer schwerer Krisen gemacht haben. 
Vergessen wir – bei allen Sorgen – ge-
rade jetzt nicht: Wir sind wirtschaftlich 
stark, stärker als viele andere. Wir haben 
gute Forschung, starke Unternehmen und 
einen leistungsfähigen Staat. Wir haben 
eine große und starke Mitte in unserer 
Gesellschaft.

Aber zu den Stärken, die uns bislang 
geholfen haben, muss etwas hinzukom-
men: Wir müssen konfliktfähig werden, 
nach innen wie nach außen. Wir brau-
chen den Willen zur Selbstbehauptung 
und auch die Kraft zur Selbstbeschrän-
kung. Wir brauchen keine Kriegsmenta-
lität – aber was wir brauchen, ist Wider-
standsgeist und Widerstandskraft!

Dazu gehört – zuallererst – eine starke 
und gut ausgestattete Bundeswehr. Die-
se Erwartung haben unsere Bürger, aber 
auch unsere Nachbarn und Partner. Wir 
sind das starke Land in der Mitte Europas. 
Wir sind in der Pflicht, unseren Beitrag zur 

Bündnisverteidigung zu leisten – heute viel 
mehr als in einer Zeit, in der andere, vor 
allem die USA, die schützende Hand über 
uns gehalten haben. Wir konnten uns lange 
auf andere verlassen und können es wei-
terhin, aber jetzt müssen sich andere auch 
auf uns verlassen können.

Ich versichere unseren Partnern: 
Deutschland nimmt seine Verantwortung 
an, in der NATO, in Europa. Das zeigen 
die sicherheitspolitischen Entscheidun-
gen der Bundesregierung seit der Zeiten-
wende vom 24. Februar. Das zeigt vor 
allem auch die breite öffentliche Zustim-
mung, mit der die Entscheidungen getra-
gen werden.

Und – das ist mir besonders wichtig – 
das zeigt auch die wachsende Aufmerk-
samkeit und der wachsende Respekt für 
unsere Bundeswehr in der Breite der Ge-
sellschaft. Endlich. Es ist höchste Zeit. 
Diese Gesellschaft braucht eine star-
ke Bundeswehr – aber die Bundeswehr 
braucht auch eine Gesellschaft, die ihr 
den Rücken stärkt! Dafür werde ich als 
Bundespräsident weiter einstehen.

Konfliktfähigkeit und Widerstands-
kraft erfordern noch mehr als das. In 
dem Maße, in dem die Erwartungen an 
uns wachsen, wird auch die Kritik an uns 
zunehmen. Damit müssen wir erwach-
sen umgehen und nicht jede Kritik von 
außen umgehend als Munition in der in-
nenpolitischen Auseinandersetzung miss-
brauchen.

Dass ein Land wie unseres in der Kri-
tik steht, daran werden wir uns gewöhnen 
müssen. Schauen wir auf die USA, sie ha-
ben viel Übung darin. Die USA sind eine 
globale Führungsmacht. Sie werden kriti-
siert für das, was sie tun, und für das, was 
sie nicht tun. Sie können nicht auf andere 
zeigen oder höhere Instanzen anrufen. Sie 
müssen wissen, was sie tun und warum.

Und Deutschland? Nein, Deutschland 
ist keine globale Führungsmacht. Aber 
wir sind einer der Großen in Europa. Von 
uns wird Führung erwartet, Führung im 
Interesse Europas. Entscheidend ist nicht 
der Applaus des Publikums. Entscheidend 
ist die Stärkung Europas. Je unsicherer 
die Welt um uns herum, desto sicherer 
müssen wir uns über diesen gemeinsa-
men Weg sein!

Zu einem offenen Blick in diese neue 
Zeit gehören schwierige Fragen an uns 
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selbst. Die Welt seit dem Epochenbruch 
ist eine andere – und das bedeutet, dass 
wir von alten Denkmustern und Hoffnun-
gen Abschied nehmen müssen.

Das gilt ganz besonders für unseren 
Blick auf Russland. Ich weiß, dass sich 
viele Menschen in unserem Land Russ-
land und seinen Menschen verbunden füh-
len, russische Musik und Literatur lieben. 
In Ostdeutschland kommen ganz unter-
schiedliche, höchst kontroverse Erinne-
rungen an vierzig Jahre Geschichte hinzu, 
die bis heute nachwirken. Im Osten und 
im Westen sind wir dankbar für das Wun-
der der Wiedervereinigung und vergessen 
nicht, dass wir Michail Gorbatschow ver-
danken, dass sie friedlich blieb.

Dass die sowjetischen Truppen ohne 
einen Schuss abzugeben nach Hause zu-
rückgekehrt sind, das hat viel Hoffnung 
gemacht auf eine friedliche Zukunft. Die-
se Hoffnung hatte auch ich, und sie war 
Antrieb für meine Arbeit in vielen Jahren.

Aber wenn wir auf das Russland von 
heute schauen, dann ist kein Platz für 
alte Träume. Unsere Länder stehen heu-

te gegeneinander.

Putin führt eine Invasionsarmee, und 
die Ukrainer verteidigen ihr Land, das 
sie seit ihrer Unabhängigkeit, seit drei-
ßig Jahren aufbauen. Russlands Angriffs-
krieg hat Gorbatschows Traum vom ‚ge-
meinsamen Haus Europa‘ zertrümmert. 
Er ist ein Angriff auf das Recht, auf die 
Prinzipien von Gewaltverzicht und unver-
letzlichen Grenzen. Er ist ein Angriff auf 
alles, wofür auch wir Deutsche stehen. 
Wer also schulterzuckend fragt ‚Was geht 
denn dieser Krieg uns hier in Deutsch-
land an?‘, der redet unverantwortlich und 
geschichtsvergessen. Mit dieser Haltung 
können wir als Deutsche in Europa nicht 
bestehen – sie ist falsch!

Und deshalb, lieber Herr Botschaf-
ter Makeiev, unterstützen wir die Ukra-
ine, solange es nötig sein wird. Wir un-
terstützen sie militärisch – Ihr Präsident 
hat mir gerade berichtet, wie lebensret-
tend die deutschen Luftverteidigungssys-
teme sind. Wir unterstützen sie finanziell 
und politisch. Und wir unterstützen sie 
ganz akut beim schnellen Wiederaufbau 
nach Russlands niederträchtigen Angrif-

fen auf Strom, Heizung, warmes Wasser, 
auf alle lebenswichtigen Infrastrukturen 
vor dem nahenden Winter.

Und ich rede nicht nur über Unterstüt-
zung durch Politik. Es gibt so viele Men-
schen in Deutschland, die mithelfen, die 
Flüchtlinge aufgenommen haben oder ih-
nen auf dem Weg in unsere Schulen, Äm-
ter und Betriebe zur Seite stehen. Es gibt 
unzählige zivilgesellschaftliche Initiati-
ven, Städtepartnerschaften, kommunale 
Netzwerke, die ganz konkret in der Uk-
raine Hilfe leisten. Dafür möchte ich Ih-
nen allen in unserem Land heute danken, 
Ihnen allen, die diese lebenswichtige Hil-
fe leisten und dafür sorgen, dass sie wei-
tergeht – meinen aufrichtigen Dank für 
das, was Sie tun!

Und weil dieser Krieg auch uns betrifft, 
führt auch an wirtschaftlichem Druck auf 
Russland kein Weg vorbei. Das sage ich 
gerade denen, die mich fragen, warum 
wir denn Lasten tragen sollen für den 
Krieg in einem anderen Land. ‚Schaden 
die Sanktionen nicht vielmehr uns selbst? 
Könnten wir sie nicht einfach sein las-
sen?‘ Solche Fragen höre ich häufig in 
diesen Tagen, und ich will sie nicht ab-
tun, denn die Ängste, die dahinterstehen, 
sind real. Wir müssen diese Fragen be-
antworten.

Sanktionen, Abbruch von Kontakten, 
Waffenlieferungen in einen tobenden 
Krieg: Nichts davon ist Alltag, nichts da-
von verträgt sich mit unseren Vorstellun-
gen von einem friedlichen Miteinander.

Aber wir leben nicht in einer idealen 
Welt, wir leben im Konflikt. Und dafür 
brauchen wir Konfliktinstrumente. Ja, 
Sanktionen haben Kosten, auch für uns. 
Aber was wäre denn die Alternative? Ta-
tenlos diesem verbrecherischen Angriff 
zuschauen? Einfach weitermachen, als 

wäre nichts geschehen?

Es ist unser Interesse, dass wir uns mit 
unseren Partnern Russlands Rechtsbruch 
entgegenstemmen. Es ist unser Interesse, 
dass wir uns aus Abhängigkeiten von ei-
nem Regime lösen, das Panzer rollen lässt 
gegen ein Nachbarland und Energie als 
Waffe benutzt. Es ist unser Interesse, uns 
selbst zu schützen und unsere Verwund-
barkeit zu reduzieren. Niemand hat das 

klarer und kürzer gesagt als die estnische 
Ministerpräsidentin: ‚Energie mag teu-
rer werden, aber Freiheit ist unbezahlbar.‘

Ich habe gesagt: Wir leben im Kon-
flikt, und dieser Krieg geht uns etwas an. 
Aber ebenso wichtig ist mir: Unser Land 
ist nicht im Krieg. Und wir wollen auch 
nicht, dass sich das ändert. Eine Auswei-
tung des Krieges, gar eine nukleare Eska-
lation muss verhindert werden.

Ich weiß, viele Menschen in unserem 
Land sehnen sich nach Frieden. Einige 
glauben, es fehle an ernsthaften Bemü-
hungen unsererseits, an Bereitschaft zum 
Verhandeln. Ich kann Ihnen versichern: 
Niemandem, der bei Sinnen ist, fehlt der 
Wille. Aber die Wahrheit ist: Im Ange-
sicht des Bösen reicht guter Wille nicht 
aus.

Denn nichts anderes sind Russlands 
brutale Attacken in den letzten acht Mo-
naten: niederträchtig und menschenver-
achtend. Ein vermeintlicher Friede, der 
solches Handeln belohnt, ein Friede, der 
Putins Landraub besiegelt, ist kein Frie-
de. Er würde für viele Menschen in der 
Ukraine eine Schreckensherrschaft be-
deuten, würde sie der Willkür und Ge-
walt ihrer russischen Besatzer überlassen. 
Schlimmer noch: Ein solcher Scheinfrie-
de würde Putins Hunger nur vergrößern. 
Moldawien und Georgien, auch unse-
re NATO-Partner im Baltikum leben in 
Angst.

Auch die Menschen in der Ukraine, die 
Frauen und Männer und Kinder, die täg-
lich vor den russischen Raketenangriffen 
in die Keller flüchten, auch sie wünschen 
sich Frieden, dringlicher noch als wir! 
Aber sie haben doch recht, wenn sie sa-
gen: Der Friede, den wir ersehnen, muss 
ein gerechter Friede sein. Ein Friede, der 
die Unabhängigkeit und Freiheit der Uk-
raine bewahrt. Ein ungerechter Friede ist 
keine Lösung, weil er den Keim neuer 
Gewalt in sich trägt. Mehr noch, ein un-
gerechter Friede würde all jene auf der 
Welt bestärken, deren Machthunger kein 
Recht und keine Regeln kennt. Das kann 
auch nicht unser Interesse sein.

Den Frieden wollen, aber Waffen ins 
Kampfgebiet liefern; eine Kriegspartei 
unterstützen, aber selbst nicht im Krieg 
sein; Sanktionen gegen andere beschlie-
ßen, aber auch selbst darunter leiden – ja, 
das sind Widersprüche, und ich höre je-
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den Tag, wie viele Deutsche daran zwei-
feln, sogar verzweifeln.

Es ist für uns Deutsche eine Zerreiß-
probe. Der Gegenwind bläst tief in unser 
Land hinein. Die neue Zeit fordert uns 
heraus wie lange nicht mehr. Es ist eine 
Zerreißprobe, die uns keiner abnimmt 
und für die es keinen einfachen Ausweg 
gibt. Wie können wir bestehen als Land, 
das selbst verunsichert ist? Woher neh-
men wir die Stärke, Widersprüche aus-
zuhalten, wenn wir selbst von Zweifeln 
geplagt sind?

Ich glaube: Dieser Moment der Krise, 
er muss für uns zunächst ein Moment der 
Selbstvergewisserung sein. Machen wir 
uns klar: Das, was uns im Kern ausmacht, 
hat Bestand. Auch in Zeiten des Gegen-
winds bleiben wir, wer wir sind: eine star-
ke Demokratie in der Mitte Europas. Eine 
freie, vielfältige Republik von selbstbe-
stimmten Bürgerinnen und Bürgern.

Was der Epochenbruch verändert, sind 
nicht die Werte, für die wir stehen. Aber 
die Ziele müssen wir schärfen und an-
passen auf die neuen Herausforderungen. 
Wir wollen in zwei Jahren sagen können, 
wir haben die wirtschaftliche Talsohle 
durchschritten. Wir wollen in fünf Jahren 
sagen können: Nicht nur die Ukraine hat 
ihre Souveränität behauptet – auch wir 
müssen keine Angst vor neuen Kriegen 
in Europa haben. Wir wollen in zehn Jah-
ren sagen können: Wir haben diese Ge-
sellschaft zusammengehalten, wir haben 
die Schwächeren untergehakt und mitge-
nommen, und die Mehrheit hat ihr Ver-
trauen in die Demokratie bewahrt. Wir 
wollen in fünfzehn Jahren sagen können: 
Trotz Krieg und Krise – wir haben sicher-
gestellt, dass auch den nachfolgenden Ge-
nerationen ein gutes Leben auf unserer 
Erde möglich ist.

Ja, wahrscheinlich können wir die Er-
folgsgeschichte unseres Landes nicht mit 
derselben Taktzahl fortschreiben wie in 
den letzten drei Jahrzehnten. Das Wesent-
liche wird wieder wichtig, und es verdient 
unsere ganze Kraft.

Unsere Kraft, das sage ich sehr be-
wusst. Liebe Landsleute, diese neue Zeit, 
sie fordert jeden Einzelnen. Vielleicht 
konnte man in Zeiten mit Rückenwind 
noch durchkommen, ohne selbst viel ein-
zusetzen. Vielleicht konnte man es sich 
erlauben, Politik den anderen zu überlas-

sen. Das gilt heute nicht mehr. Deutsch-
land, unser Land, braucht Ihren Willen 
zur Veränderung, braucht Ihren Einsatz 
für unser Gemeinwesen, damit wir dort 
ankommen, wo wir hinwollen!

Was also verlangt das Wesentliche? 
Und was sind wir bereit, uns abzuver-
langen?

Klar ist: Wir müssen in den nächsten Jah-
ren Einschränkungen hinnehmen. Das 
spüren die meisten längst. Jeder muss 
beitragen, wo er kann. Diese Krise ver-
langt, dass wir wieder lernen, uns zu 

bescheiden.

Das mag wie Hohn klingen in den Oh-
ren derer, die schon heute nicht über die 
Runden kommen. Ich weiß, dass auch in 
unserem reichen Land viele nicht verzich-
ten können, weil ihr gesamter Alltag be-
reits aus Verzicht besteht. Diese Krise 
trifft Menschen, die schon vor dem Kriegs-
ausbruch jeden Tag für ihr Auskommen 
zu kämpfen hatten, für ihre Wohnung, für 
ein gutes Leben ihrer Kinder. Diese Kri-
se trifft Betriebe, Selbständige, Läden, die 
gut liefen, aber jetzt wegen unterbroche-
ner Lieferketten und hoher Energiepreise 
in Schieflage geraten.

Deshalb muss am Beginn jeder De-
batte die Versicherung stehen: Unser 
Staat lässt Sie auch in dieser Zeit nicht 
allein! Er setzt seine Kraft ein, um de-
nen zu helfen, die es allein nicht schaf-
fen. Entlastungspakete, Abwehrschirm, 
Gaspreisbremse, Wohngeld und Unter-
stützungsleistungen für Unternehmen, die 
großen wie die kleinen, zeugen von die-
sem Willen. Wichtig ist: Diese Unterstüt-
zung muss jetzt rasch bei den Betroffenen 
ankommen! Kein Staat in Europa kann 
so viel für seine Bürger tun wie unser 
Land. Aber auch unser Staat wird nicht 
jede Belastung auffangen können. Und er 
muss es nicht! Denn die Krise trifft auch 
auf die Vielen, denen es – zum Glück! – 
gut geht, die stark sind, die in den Jah-
ren des Rückenwinds zu Wohlstand und 
Sicherheit gekommen sind. Sie können 
sich einschränken, ohne dass existenziel-
le Not entsteht. Und es gibt auch die Be-
reitschaft dazu, wie mir manche schrei-
ben. Vertrauen wir auf diese starke Mitte 
in unserer Gesellschaft!

Und schließlich trifft diese Krise auch 
auf viele wohlhabende, ja reiche Men-
schen in unserem Land. Menschen, die 
viel haben und mehr tragen können. Sie 
müssen jetzt helfen, um die immensen 
Kosten der notwendigen Entlastungen 
überhaupt stemmen zu können. Sie müs-
sen jetzt beitragen, um neue Ungerech-
tigkeiten zu vermeiden. Beeindrucken-
de Entlastungspakete sind wichtig – aber 
nicht weniger wichtig ist Gerechtigkeit 
bei der Verteilung der Lasten! Davon 
wird viel abhängen!

Liebe Landsleute, mir ist völlig klar: 
Niemand schränkt sich gern ein. Aber ich 
wünsche mir, dass wir unsere Perspektive 
verändern. Dass wir nicht als erstes fragen: 
‚Wer kann mir die Last abnehmen?‘ Son-
dern eher: ‚Hilft das, um gemeinsam durch 
die Krise zu kommen?‘ Das ist die Hal-
tung, mit der wir jetzt gemeinsam durch 
diesen Winter gehen!

Doch zur Wahrheit gehört auch: Mit 
diesem Winter ist es nicht getan. So sehr 
uns die Sorgen vor Inflation, Energie-
preisen und dem Krieg gerade umtrei-
ben: Es wird auch nach diesem Winter, 
auch nach dieser wirtschaftlichen Talsoh-
le kein Zurück zum Davor geben kön-
nen. Denn auch wenn der Krieg die poli-
tische Tagesordnung verschoben hat – der 
Klimawandel fordert unser entschiede-
nes Handeln, auch und gerade jetzt! Ich 
mache mir Sorgen, dass diese Mensch-
heitsaufgabe zu sehr in den Hintergrund 
gerät. Der Klimawandel macht keine Uk-
raine-Pause!

Klar ist: Wenn wir Emissionen dras-
tisch reduzieren und uns von fossilen 
Energien lösen wollen, müssen wir man-
che lieb gewonnene Gewohnheit aufge-
ben – im Kleinen wie im Großen. Von 
der Frage, wie – und wie schnell – wir 
uns fortbewegen und was wir essen, bis 
hin zur Frage, wie wir bauen und woh-
nen. Auch hier kann jeder Einzelne sei-
nen Beitrag leisten. Beginnen wir sofort 
damit! Jeder noch so kleine Schritt ist 
besser als gar keiner.

Und trotzdem werden diese individuel-
len Anstrengungen nicht reichen. Unser 
Land, unser erfolgreiches Wirtschaftsmo-
dell steht vor einem historischen Umbau. 
Wir verlassen die Ära der fossilen Indust-
rialisierung, die Deutschlands Aufstieg als 
Exportnation begründet hat. Und wir tre-
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ten ein in ein Zeitalter ohne Kohle, Öl und 
Gas, in dem sich Deutschland neu bewei-
sen wird. Darin liegen, bei aller Heraus-
forderung, auch große Chancen für unser 
Land! Dass wir diese Chancen tatsächlich 
nutzen, dass neuer Wohlstand auf neuen, 
besseren Grundlagen möglich wird, das 
ist jetzt die vordringliche Aufgabe von In-
genieurinnen und Entwicklern, von Wirt-
schaft und Politik. Dafür, dass sie gelingt, 
sind unsere Chancen gut.

Und weil der Klimawandel in der Welt 
nur gemeinsam abgewendet werden kann, 
müssen wir auch dafür Sorge tragen, dass 
es in Zukunft weiterhin Institutionen und 
Kooperationen geben wird, die über die 
wachsenden geopolitischen Gräben hin-
ausreichen. Eine neue Blockkonfronta-
tion, eine Zweiteilung der Welt in ‚wir 
gegen die‘ ist nicht in unserem Interes-
se. Ja, wir müssen unsere Verwundbar-
keit reduzieren, einseitige Abhängigkeiten 
verringern. Aber das bedeutet eben nicht 
weniger Vernetzung mit der Welt, son-
dern mehr. Nicht binden an wenige, son-
dern Chancen und Risiken streuen. Des-
halb rate ich uns: Verlernen wir nach dem 
Epochenbruch nicht all das, was deutsche 
Außenpolitik stark gemacht hat: die euro-
päische Verankerung, das Bemühen um 
internationale Zusammenarbeit, um ge-
meinsame Regeln, der Dialog zwischen 
Verschiedenen und das Werben um Part-
ner, die anders sind als wir. Das ist keine 
Stilfrage – es ist eine Überlebensfrage.

Ohne den Kampf gegen den Klimawan-
del ist alles nichts. Er braucht unsere gan-
ze Kraft. Beweisen wir jetzt unsere Stär-
ke in der Veränderung! Ermöglichen wir 
unseren Kindern und Kindeskindern ein 
gutes Leben auf unserem Planeten! Wir 
haben es in der Hand!

Meine Damen und Herren, wir schrän-
ken uns ein, um durch die Krise zu kom-
men. Wir verändern uns, um unsere Erde 
zu erhalten. Und noch etwas Drittes wird 
von uns verlangt in dieser Epoche: Wir 
brauchen aktive, ja widerstandskräftige 
Bürgerinnen und Bürger.

Denn in Zeiten des Gegenwinds neh-
men die Angriffe auf unsere freie Ge-
sellschaft zu. Putin versucht, Europa zu 
spalten, und er trägt dieses Gift auch ins 
Innere unserer Gesellschaft. Wir sind 
verletzlich, weil wir offen sind und of-
fen bleiben wollen. Das Netz der Bahn, 

das freie Internet, die Software auf unse-
ren Handys, unsere Energieversorgung – 
all das ist bereits Ziel von Angriffen ge-
worden. Wir werden uns besser schützen 
müssen.

Aber auch unsere Demokratie gehört 
zur kritischen Infrastruktur. Und sie steht 
unter Druck! Sie schützen können nur wir 
selbst. Das verlangt von uns Demokraten 
mehr als Bekenntnisse. Es verlangt Enga-
gement und – auch hier wieder – Wider-
standskraft und Widerstandsgeist.

Widerstandskräftige Bürger treten ein für 
ihre Meinungen und äußern ihre Sorgen 
– aber sie lassen sich nicht vereinnah-
men von denen, die unsere Demokratie 
attackieren. Widerstandskräftige Bürger 
unterscheiden zwischen der notwendi-
gen Kritik an politischen Entscheidun-
gen – und dem Generalangriff auf unser 
politisches System. Widerstandskräfti-
ge Bürger halten Unsicherheit aus und 
lassen sich nicht verführen von denen, 
die einfache Lösungen versprechen. Aber 
sie erwarten mit Recht, dass Politik sich 
in dieser schwierigen Zeit auf das Wich-
tigste konzentriert, dass Pragmatismus 
über ritualisierte Schaukämpfe siegt. Wi-
derstandskräftige Bürger fordern Frei-
raum für ihre eigene Art zu leben – aber 
vergessen nicht, wie sehr wir alle auf 
andere angewiesen sind. Widerstands-
kräftige Bürger verlangen sich etwas ab: 
Respekt und Vernunft. Das ist schwer, 
richtig schwer! Aber nur so können wir 
dem Gift des Populismus, der Gefahr des 
Auseinanderdriftens wirksam etwas ent-

gegensetzen!

Und auch darauf kommt es an, wenn 
wir im Gegenwind stehen: Anstatt uns 
weiter auseinandertreiben zu lassen, müs-
sen wir alles stärken, was uns verbindet.

Alles stärken, was uns verbindet – zum 
Beispiel zwischen Jung und Alt. Viele 
jüngere Menschen sind ungeduldig und 
werfen den Älteren vor, dass sie zu sorg-
los mit unserem Planeten umgegangen 
sind, zu zögerlich umgesteuert haben. Die 
Jüngeren fühlen sich betrogen – die Älte-
ren fühlen sich abgewertet in dem, was sie 
für ihre Kinder und ihr Land getan haben. 
Spielen wir die Generationen nicht ge-
geneinander aus! Daraus kann nichts Ge-

meinsames entstehen. Und wir alle haben 
doch das gleiche Ziel! Wir wollen unser 
Land verändern, wir wollen es zu einem 
besseren machen – und das geht nur ge-
meinsam. Und so kommt auf uns Ältere, 
auf meine Generation jetzt die Aufgabe 
zu, selbst spät im Leben das Gewohnte 
noch einmal zu überdenken und mitzu-
helfen, dass die Veränderung gelingt. Und 
den Jüngeren, auch hier im Saal, sage ich: 
Es ist jetzt an Euch, in die Verantwortung 
zu gehen, Euch einzubringen, gerne kri-
tisch, nicht destruktiv, und unser Land 
zu verändern, es vielleicht sogar besser 
zu machen als die Generationen davor. 
Meine Unterstützung habt Ihr!

Oder schauen wir auf manches Unver-
ständnis zwischen Ost und West. Viele 
Menschen in Ostdeutschland erleben ge-
rade gefühlt die Rückkehr in die neunzi-
ger Jahre, als schon einmal Sicherheiten 
einstürzten und Existenzen zusammen-
brachen. Wieviel von dieser Erfahrung, 
von dieser Angst ist im Westen wirklich 
angekommen? Wir müssen es diesmal 
besser machen, im Angesicht einer Kri-
se, die den Osten erneut härter trifft, weil 
auch 32 Jahre nach der Wiedervereini-
gung die Energieversorgung schwieriger, 
die Einkommen niedriger und die Erspar-
nisse geringer sind. Zu stärken, was uns 
verbindet, bedeutet heute dafür zu sorgen, 
dass der Osten nicht erneut hinten runter-
fällt. Ich weiß, dass die Sorgen groß sind. 
Aber ich weiß auch, wie viel Licht am 
Horizont ist, wie viele Gründer, wie viel 
innovative Technologien auf Weltniveau 
aus Ostdeutschland kommen dank bester 
Universitäten und Forschungsinstitute. 
Ein Unternehmen aus Thüringen ist gera-
de zum zweiten Mal mit dem Deutschen 
Zukunftspreis ausgezeichnet worden. Er-
sehnte Ansiedlungen von Halbleiterpro-
duktion finden in Sachsen und demnächst 
auch in Sachsen-Anhalt statt. Führende 
Unternehmen der Elektromobilität finden 
auch in Brandenburg ihren Platz. Das al-
les sind mehr als ermutigende Einzelfälle. 
Arbeiten wir an dieser neuen und nach-
haltigen Stärke Ostdeutschlands, das ist 
unsere gemeinsame Aufgabe!

Das Verbindende stärken, diese Auf-
gabe stellt sich auch zwischen Stadt und 
Land. Viele Menschen, die in ländli-
chen Regionen leben – und das ist die 
Mehrheit in unserem Land! – finden sich 
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nicht wieder in Debatten, die wir in der 
Hauptstadt führen und die häufig noch 
viel weiter von ihren tatsächlichen Prob-
lemen entfernt sind als der nächste Fach-
arzt oder die Poststelle. Umgekehrt bli-
cken viele Menschen in der Großstadt 
mit einer Mischung aus Verklärung und 
Überheblichkeit auf die ländlichen Räu-
me, sehnen sich nach Ruhe und Abge-
schiedenheit – die man aber nur am Wo-
chenende genießen will. Woran es häufig 
fehlt, ist die ehrliche Anerkennung von 
unterschiedlichen Lebensbedingungen 
von Stadt und Land, die Bereitschaft, die 
Bedürfnisse von Menschen im ländlichen 
Raum ernst zu nehmen, Lebensqualität 
in den Dörfern und kleinen Städten zu 
erhalten. Dazu braucht es mehr als eine 
stabile Internetverbindung. Es verlangt 
Aufmerksamkeit und Respekt für ein an-
deres Leben. Wagen wir doch ruhig öfter 
einmal den Blick über den eigenen Tel-
lerrand und die eigene Wirklichkeit hin-
weg! Das müssen wir uns abverlangen in 
einem gemeinsamen Land.

Reich und Arm, Jung und Alt, Stadt 
und Land: Verbindungen stärken, über 
Generationen und Lebenswelten hinweg 
– darum geht es mir jetzt. Ich bin jedem 
dankbar, der an mehr denkt als nur sich 
selbst. Viele Menschen in unserem Land 
tun es, sie sind das Rückgrat unserer Ge-
sellschaft. Aber dieses Lob aufs Ehren-
amt, das darf nicht mehr nur Sache von 
Sonntagsreden sein. Fakt ist: Das klassi-
sche Ehrenamt altert, Verantwortung ver-
teilt sich auf immer weniger Schultern. 
Dabei ist Einsatz für andere – gerade in 
der Zeit des Gegenwinds – unverzichtbar! 
Systemrelevant! Eben deshalb müssen wir 
neue Wege finden, wie wir Entfremdung 
entgegenwirken und unsere Gesellschaft, 
unseren Gemeinsinn stärken.

Dazu habe ich einen Vorschlag ge-
macht, und ich habe nicht erwartet, dass 
die Idee einer sozialen Pflichtzeit nur Be-
geisterung hervorruft. Was ich will, ist 
eine ehrliche Debatte über unser Enga-
gement für das gemeinsame Ganze. Eine 
Debatte, die hoffentlich nicht wieder im 
‚Nichts‘ enden wird! Ich bin und bleibe 
überzeugt, dass es keine Zumutung ist, 
wenn wir die Menschen fragen, was sie 
für den Zusammenhalt zu tun bereit sind.

Denn: Demokratie geht nicht ohne Zu-
sammenhalt. Und Zusammenhalt entsteht 

nicht von selbst. Er muss eingeübt wer-
den. Er ist das Ergebnis von Menschen, 
von Empathie, von Verantwortung und 
Nächstenliebe. Die Idee der sozialen 
Pflichtzeit nur abzulehnen, ist keine Ant-
wort auf die Herausforderungen unserer 
Zeit. Vielleicht gibt es andere überzeu-
gende Konzepte. Aber soll das ewige Plä-
doyer für Zusammenhalt nicht folgenlos 
bleiben, dann brauchen wir mehr: mehr 
Ideen und mehr Menschen, die – min-
destens einmal in ihrem Leben – für eine 
gewisse Zeit sich den Sorgen ganz ande-
rer, zuvor fremder Menschen widmen, für 
diese Menschen da sind. So stärken wir, 
was uns verbindet, und darauf kommt es 
jetzt an – mehr als je zuvor!

Meine Damen und Herren, zum 
Schluss: Staatsbürger und Staatsbürge-
rin zu sein in Zeiten der Krise, Wider-
standskraft beweisen im Gegenwind, das 
verlangt uns etwas ab. Wir stehen heu-
te zum ersten Mal in der Geschichte des 
vereinten Deutschlands gemeinsam an 
einem Scheidepunkt. Trauen wir uns zu, 
aufzubrechen in die neue Zeit? Sind wir 
gewappnet für das, was von uns gefor-
dert wird?

Ich bin überzeugt: Aus dieser Heraus-
forderung kann neue Stärke, kann neue 
Einheit wachsen. Es wird nicht einfach 
sein, und es wird anstrengend sein. Wir 
werden durch eine Zeit der Belastun-
gen und der Unsicherheiten gehen, be-
vor wir neue Sicherheit und ganz festen 
Grund unter den Füßen haben. Ich wün-
sche mir, dass wir uns bei all den Mü-
hen nicht aus den Augen verlieren, dass 
wir unsere Kraft jetzt nicht im täglichen 
Gegeneinander vergeuden. Wenn wir zu-
sammenhalten, wenn wir Mut und Ehr-
geiz beweisen, dann bin ich mir sicher: 
Dann werden wir unserer Aufgabe ge-
wachsen sein.

Wir bewahren unsere Freiheit, unsere 
Demokratie. Wir machen Deutschland 
zu einer neuen Industrienation – tech-
nologisch führend, klimaverantwortlich, 
in der Mitte Europas. Vernetzt, aber we-
niger verwundbar. Wehrhaft, aber nicht 
kriegerisch. Ein offenes, freundliches 
Land mit mehr und neuen internationa-
len Partnern.

Unser Land hat die Kraft, Krisen zu 
überwinden. Es hat die Menschen, die 
immer wieder dafür arbeiten, die Unter-

nehmerinnen, die Forscher, die Ingeni-
eure, die Facharbeiterinnen. Unser Land 
hat das Wissen und die Ideen, die Erfah-
rung von Generationen und den Ehrgeiz 
der Jugend.

Vertrauen wir einander – und vertrau-
en wir uns selbst! Und lassen wir uns 
nicht entmutigen vom Gegenwind, der 
uns in dieser neuen Zeit entgegenweht. 
Es kommt nicht darauf an, dass alle das-
selbe tun – aber dass wir eines gemein-
sam im Sinn haben: alles zu stärken, was 
uns verbindet!

Das ist die Aufgabe. Tun wir’s.


